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! URN . . 
| Hiemit wurde nicht verordnet, daß die beſagten Uebertretungen 
von nun an nicht mehr als Uebertretungen des Strafgeſetzes 
515 5 e a anzuſehen, ſondern nur, daß in dieſen Uebertretungsfällen von nun 
ochmals zur Competenzenfrage hinſicht lich der Judicatur in an nicht die Gerichte, ſondern die politiſchen Behörden zu 
Meldungsvorſchrifts⸗Uebertretungen. Von Leopold Preleuthner. Verfahren und Urtheilsſällung competent ſeien. Es war mit einem 


Mittheilungen aus der Pra xis: Worte eine im Einverftändniffe der betreffenden Miniſterien bewirkte 
Executionsführung auf Privatforderungen gegen eine Gemeinde. Executive Ein⸗ Aenderung der Strafcompetenz. 


antwortung der Gemeindeumlagen. K ; 
Das Gemeindevermögen kann nicht zu den unter öffentlicher Verwaltung fte- Denn, wäre die vollſtändige Ausſcheidung der mehrerwähnten 


9965 5 128 Sinne der Miniſterialverordnung vom 9. Mai 1860 Uebertretungen aus dem Strafgeſetze beabſichtiget worden, ſo wäre 
t. G. B. Nr. 125 gezählt werden. f * Tal jedenfalls in der beſagten Miniſterialverordnung die ausdrückliche Be⸗ 
Zur Auslegung des Ausdruckes „in verbreiteten Schmähſchriften“ im 8 491 ſtimmung, daß der $ 320 des Strafgeſetzes in ſei Abſchni 
St. G. B. Die Ueberreichung eines Schriftſtückes bei einer Behörde iſt als 9, 7 gejeges in ſeinen Abſchnitten a, b. e 
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ein Aet der „Verbreitung“ desſelben anzuſehen. und dals aufg ehoben zu betrachten ſei und nur mehr in veränderter 
Pi da 1e Faſſung, welche zugleich hätte vorgeſchrieben werden müſſen, zu lauten 
Erledigungen. habe, — wie dies bei derlei Aenderungen von einzelnen Geſetzes⸗ 


paragraphen in der Regel geſchieht, — oder doch mindeſtens die aus⸗ 
drückliche Formulirung nöthig geweſen, daß dieſe Ueb ertretungen 
. von nun an nicht mehr als Uebertretungsfälle des Straf- 
Hochmals zur Competenzenfrage hinſichtlich der geſetzes anzuſehen find. 


e 5 a ita . 5 i Nun iſt weder eine ſolche Beſtimmung, noch eine ſolche Formu⸗ 
Zudiratur in Meldungsvorſchrifts Uebertretungen. lirung in der beſprochenen Miniſterialverordnung vom 2. April 1858 
Von Leopold Preleuthner. enthalten, die Uebertretungen erſcheinen daher noch immer als im Straf⸗ 


geſetze vorgeſehen, es wurde durch die Miniſterialverordnung nur die 
Competenz hinſichtlich ihrer Beſtrafung und das Strafausmaß geändert 
und der Uebertretungsfall des $ 320 d, nämlich die Perſonenaufnahme 
zirksgerichte über die im $ 320 alin. a — incl. d des Strafgeſetzes vom über Nacht pan Sei zur Beherbergung nicht berechtigter Gaſt⸗ oder 
27. Mai 1852 vorgefehenen Uebertretungen aus dem Geſetze reſultire, Schankwirthe nur auf die Orte, . welchen Fremdenbücher geführt 
reſp. durch die Strafproceßordnung vom Jahre 1873 dieſen Gerichten werden müſſen, redueirt und lediglich in dieſen Punkten, keines⸗ 
wieder zugewieſen ſei, von Herrn F. Kirchlehner entgegnet, daß dieſe wegs aber hinſichtlich der Ausſcheidung der Uebertretungen aus dem 
Anſicht nicht richtig begründet erſcheine. Strafgeſeze, ein neues Geſetz geſchaffen. 

Mögen mir daher zum Zwecke der Erwiderung auf die zur Hiefür ſpricht auch noch ferners die Thatſache, daß im 8 1) 
Begründung dieſer Behauptung vorgebrachten Bemerkungen einige Gegen- des zur Feſtſetzung der Zuſtändigkeit der Gerichte und der k. k. Polizei⸗ 
bemerkungen geſtattet ſein. behörden über die im Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 vorkommenden 

Ju dem Aufſatze Kirchlehners wird hervorgehoben, daß durch die Uebertretungen erlaſſenen Geſetzes vom 22. October 1862, R. G. B. 
Miniſterialverordnung vom 2. April 1858, R. G. B. Nr. 51 die Nr. 72, welches alſo nach der Verordnung vom 2. April 1858 in 
fraglichen Uebertretungen aus dem Strafgeſetze förmlich ausgeſchieden Wirkſamkeit trat, die beſagten angeblich aus dem Strafgeſetze aus- 
wurden und daß durch dieſelbe eigentlich ein neues Ge- geſchiedenen Uebertretungen wieder ausdrücklich als Ueber— 
ſetz geſchaffen wurde. tre tungen des Strafgeſetzes hervorgehoben werden. Denn, 

Aus der Faſſung der gedachten Verordnung nun dürfte dieſe be⸗ wären dieſe Uebertretungen durch die Miniſterialberordnung vom 2. 
hauptete vollſtändige Ausſcheidung der berührten Uebertretungen wohl April 1858 thatſächlich aus dem Strafgetze ausgeſchieden worden, ſo 
ſchwerlich zu entnehmen ſein. : | würde der gedachte § 1 einen Widerſinn enthalten, welchen man un⸗ 

Der bezügliche Paſſus der Verordnung lautet: F da 

„Die Uebertretungen der Meldungsvorſchriften find ohne Aus⸗ ) Der erwahnte Paragraph lautet: ! 
nahme von den politischen und an Orten, wo ſich landesfürſtliche Po⸗ „Die Gerichtsbarkeit über die im allgemeinen Strafgeſetze vom 27. Mai 
lizeibehörden befinden, von dieſen zu unterſuchen und zu beſtrafen. 1852 als Uebertretungen erklärten ſtrafbaren Handlungen — 

Hiernach erhält es von der Zuſtändigkeit der Gerichte in den mit Ausnahme der in der Miniſterialverordnung vom 2. April 

} 


In Nummer 4 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift wurde der von mir 
in der Nummer 3 ausgeſprochenen Anſicht, daß die Judicatur der Be⸗ 


8 g 2 1858 Nr. 51 des Re ichsgeſetzblattes bezeichneten — ſteht in d 
Uebertretungsfällen des $ 320 des Strafgeſetzes vom 27. Regel den Gerichten zu und if babe unh Vorſcheift ber See ene 
Mai 1852 sub. a, b, c und d fein Abkommen.“ | vom 29. Juli 1853 zu verfahren.“ 8 


möglich der Geſetzgebung zumuthen kann, indem es dann nicht nöthig 
geweſen wäre, bei der Beſtimmung, daß die Gerichtsbarkeit über die 
im allgemeinen Strafgeſetze vom Jahre 1852 als Uebertretungen er⸗ 
klärten ſtrafbaren Handlungen in der Regel den Gerichten zuſtehe, die 


in der vielbeſprochenen Minifterialverordnung vom 2. April 1858 be⸗ 


zeichneten Uebertretungen ausdrücklich auszunehmen, da dieſelben, 
als aus dem Strafgeſetze ausgeſchieden, als Uebertretungen desſelben ja 


gar nicht mehr in Betracht zu kommen hatten. Dieſer Umſtand dürfte 
wohl geeignet ſein, zu beweiſen daß es ſich daher bei der beſagten 
Verordnung nur um eine Aenderung der Straſcompetenz handelte und 


daß die Geſetzgebung ſelbſt die Uebertretungen als aus dem 
Strafgeſetze ausgeſchieden nicht betrachtete. 

Nachdem nun Artikel VIII der Strafproceßordnung vom 23. Mai 
1873, R. G. B. Nr. 119 beſtimmt, daß hinſichtlich aller im Straf⸗ 
geſetze vom 27. Mai 1852 vorgeſehenen Uebertretungen das Verfahren 
und die Urtheilsfällung den Bezirksgerichten zuſtehe, dürfte bei dem 
Grundſatze lex posterior derogat priori wohl ſchwerlich angezweifelt 
werden können, daß hiedurch die Strafzuſtändigkeit hinſichtlich der ge⸗ 
dachten, im Strafgeſetze thatſächlich noch vorgeſehenen Ueber— 
tretungen den Bezirksgerichten wieder zugewieſen wurde. 

Der Annahme, daß die beſprochenen Uebertretungen aus 
dem Strafgeſetze als ausgeſchieden zu betrachten ſind und 
urſprünglich nur aus Verſehen in dasſelbe aufgenommen 
wurden, welch ein Verſehen übrigens vom Standpunkte der Geſetz⸗ 
gebung ſeine bedenklichen Seiten hätte, ſteht endlich noch der Umſtand 
entgegen, daß auch im § 438 des in verfafſungsmäßiger Behandlung 


befindlichen Entwurfes eines neuen Strafgeſetzes über Verbrechen, 


Vergehen und Uebertretungen (Wien, Druck und Verlag der k. k. Hof⸗ 


und Staatsdruckerei 1876) ſämmtliche beſagte Uebertretungen mit Aus⸗ 


nahme einer einzigen Aufnahme gefunden haben. 

§ 438 des erwähnten Entwurfes lautet nämlich zu Anfang: 

„Mit Haft bis zu vierzehn Tagen oder an Geld bis zu 70 fl. 
wird beſtraft“, und im Abſatze 3: f 

„Wer den Beſtimm ungen hinſichtlich der bei der Be⸗ 
hörde zu machenden Anzeigen von Wohnungsvermieth ungen 
oder von Aufnahme, Beherbergung und Entlaſſung von 
Fremden, Gewerbsgehilfen oder Dienſtboten zuwider⸗ 
handelt.“ 


Es müßte daher, nachdem uns nun die Uebertetungen des 8 320 


a, b, c des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852, wenn auch in ge⸗ 


änderter, den beftehenden Meldungsvorſchriften entſprechenderer Formu⸗ 


lirung auch im Entwurfe zum neuen Strafgeſetze wieder begegnen, bei 


Ausarbeitung dieſes Geſetzelaborates hinſichtlich der Aufnahme dieſer 
Uebertretungen ein abermaliges Verſehen unterlaufen fein, da 
andererſeits nicht angenommen werden kann, daß es in der Abſicht un⸗ 
ſerer Geſetzgeber liegen würde, aus dem alten Geſetze der Opportunität 
halber klar und deutlich ausgeſchiedene Beſtimmungen in das 
neue zur Verbeſſerung des alten beſtimmte Geſetz neuerdings auf⸗ 
zunehmen. 

Mit einem Worte, es würde, wenn die vorbeſprochene, in der 
gedachten Entgegnung gemachte Annahme auf Richtigkeit beruhen würde, 
zwiſchen der Ausſcheidung beſagter Uebertretungsfälle aus dem Straf⸗ 
geſetze vom Jahre 1852 als nicht dahin gehörig, und deren Wieder⸗ 


aufnahme in den Entwurf des neuen Strafgeſetzes ein unerklär⸗ 


licher Widerſpruch beſtehen. Nun erſcheinen aber im Entwurfe 
auch ſogar die im Strafgeſetze vom Jahre 1852 nicht enthaltenen 
und deßhalb gegenwärtig der politiſchen Strafamtshandlung unterliegen⸗ 
den Uebertretungen hinſichtlich der Meldungen von Dienſtboten und 
Gewerbsgehilfen aufgenommen. Nur lit. d, nämlich die Auf⸗ 
nahme von Perſonen in einem zur Beherbergung nicht berechtigten 
Schankhauſe und nicht, wie in der beſprochenen Entgegnung hervor⸗ 
gehoben wird, auch lit. c des § 320 des geltenden Strafgeſetzes — 
fand im Entwurfe keine Aufnahme, wodurch allerdings jedoch erſt 
dann, wenn der Geſetzentwurf in dieſer Faſſung zum Geſetze erhoben 
wird, die Strafcompetenz der Gewerbsbehörde hinſichtlich dieſes 
Uebertretungsfalles, als der Ausübung eines Befugniſſes des Gaſt⸗ 
und Schankgewerbes ohne Conceſſion, ausnahmslos eintreten wird. 
Gegenwärtig aber iſt weder dieſer Uebertretungsfall, noch der des 
§ 320 lit. c von den Gewerbsbehörden zu beſtrafen; denn nach 
5 136 der Gewerbeordnung vom 29. December 1859 haben, wenn 


18 
Gewerbsvorſchrifts⸗Uebertretungen zugleich einer durch die allgemeinen 
Strafgeſetze feſtgeſetzten Strafe unterliegen, die Strafbeſtimmungen 
der Gewerbeordnung mit Ausnahme der auch durch § 30 des 
Strafgeſetzes vom Jahre 1852 ausſchließlich den Gewerbsbehörden zu⸗ 
gewieſenen Entziehung von Gewerbsberechtigungen nicht asgeſondert 
Platz zu greifen und ſteht durch $ 141 dieſer Gewerbeordnung die 
Unterſuchung und Beſtrafung der Uebertretungen der Vorſchriften derſelben 
den politiſchen Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz nur inſoſerne zu, 
als nicht die Amtshandlung des ordentlichen Strafgerichtes 
eintritt. 

Dieſe Amtshandlung tritt aber ein nach den im § 320 c und d des 
Strafgeſetzes enthaltenen Beſtimmungen und erſcheint daher das Straf⸗ 
gericht in dem Vorrange ſeiner Strafjudicatur auch von der 
Gewerbeordnung ausdrücklich reſpectirt. 

Die Gewerbsbehörde hat hier nur die eine Ingerenz, daß 
dieſelbe nach 8 138 der Gewerbeordnung das von dem Bezirksgerichte 
im Falle 320 d durch den Ausſpruch der Entziehung der Gewerbs⸗ 
berechtigung gefällte Strafurtheil zu vollziehen hat. 

Es kann daher nicht angenommen werden, daß die Ingerenz des 
Bezirksrichters nach $ 320 d, demſelben durch die Gewerbeordnung 
entzogen und der Gewerbsbehörde zugewieſen ſei. 


Ueberhaupt ſei zur Vermeidung eines Mißverſtändniſſes hervor⸗ 
gehoben, daß es nicht Abſicht des beſagten Artikels in Nr. 3 dieſes 
Jahrganges der Zeitſchrift war, die im praktiſchen Verkehre zur Genüge 
als mißlich empfundene Zweitheilung der in Rede ſtehenden Strafjudi⸗ 
caturen etwa als praktiſch oder erſprießlich hinzuſtellen. Es erſcheint auch 
eine ſolche Anſicht in der gedachten Betrachtung an keiner Stelle aus⸗ 
geſprochen. Denn daß dieſe Zweitheilung der wünſchenswerthen Einheit⸗ 
lichkeit der ausſchließlich politiſchen Agenden, zu welchen doch das 
Meldungsweſen mit ſeinem ganzen Apparate gehört, keineswegs ent⸗ 
ſpricht, liegt ja in der Natur der Sache, weßhalb dieſe Theilung im 
praktiſchen Verkehre, wie ganz richtig bemerkt wurde, auch größtentheils 
nicht durchgedrungen iſt, und wir werden Gelegenheit haben, dieſen 
Umſtand noch einer eingehenderen Beſprechung zu würdigen. Es ſollte durch 
jene Auseinanderſetzung im Gegentheile nur die Competenz, wie ſich 
dieſelbe nach dem Geſetze ergibt, ohne jede Beziehung auf ihre 
praktiſche Eignung dargeſtellt werden und wurde hiebei nur von 
der Vorausſetzung ausgegangen, daß es angeſichts der gerade in Folge 
der eigenthümlichen Stellung des Geſetzes ſich immer häufenden 

Competenzconflicte von Interefſe ſein dürfte, die Klarſtellung dieſes 
geſetzlichen Standpunktes zu verſuchen. 


Auch ſei bemerkt, daß es ebenſowenig in der Abſicht des Ver⸗ 
faſſers lag, die citirte Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 
21. November 1874 für die politiſchen Behörden als bindend zu be⸗ 
zeichnen; ſondern es wurde dieſer Entſcheidung hauptſächlich nur aus 
dem Grunde Erwägung gethan, weil der beſagte Gerichtshof als oberſte 
Gerichtsbehörde des Reiches bei der Auslegung über die Giltigkeit von 
Beſtimmungen des Strafgeſetzes doch jedenfalls hervorragende 
Beachtung verdient. . 


{ 


{ 


| Mittheilungen aus der Praris. 


Executionsführung auf Privatforderungen gegen eine Gemeinde. 
xecutive Einantwortung der Gemeindeumlagen. 


Das Gemeindevermögen kann nicht zu den unter öffentlicher Ver⸗ 
waltung ſtehenden Fonden im Sinne der Miniſterial⸗Verordnung 
vom 9. Mai 1860, N. G. B. Nr. 125 gezählt werden. 


Michael St. hatte eine Forderung an die Gemeinde E. für 
Schotterlieferung; er girirte ſeinen Schuldſchein, den die Gemeinde 
ausgeſtellt hatte, an einen Anton R. und dieſer klagte die Gemeinde, 

ls ſie nicht zahlte, puncto dieſer Forderung ein. 

Die Gemeinde wurde in zwei Inſtanzen (kreisgerichtliches Urtheil 
vom 3. März 1876 und Urtheil des Oberlandesgerichtes vom 26. Mai 
1876) ſachfällig und zur Zahlung des Schuldbetrages ſammt Zinſen 

| und Koſten verurtheilt. 


I 
1 


19 — 

Mit weiteren gerichtlichen Erläſſen vom 14. Juli 1876 und Finanzlandesdirection begründe, zugleich aber bemerkt, daß in dem That⸗ 
24. November 1876 wurden die beim Hauptſteueramte in C. für die beſtande das Merkmal der Oeffentlichkeit fehle, indem die Ueberreichung 
Gemeinde E. pro 1876 und fernerhin eingehenden Gemeindeumlagen eines Schriftſtückes bei einer Behörde kein Act der Verbreitung des 
zur Einbringung dieſer Forderung ſammt Zinſen und Koſten executiv Schriftſtückes ſei!“ — Die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft in Innsbruck 
eingeantwortet und von der Einantwortung Gemeinde und Landes⸗ brachte den Fall zur Kenntniß der Generalprocuratur, welche denſelben 


ausſchuß verſtändiget. Das Hauptſteueramt wendete ſich auf Grund der 
Miniſterialverordnung vom 9. Mai 1860 um Erwirkung der Anweiſungs⸗ 
bewilligung an die Finanzdirection und letztere Behörde trat das Stück 
zur Erledigung der Statthalterei ab. 


Die Statthalterei hat unterm 19. Mai 1877 in Erwägung, daß 
1. die Umlagen pro 1876 bloß die currenten Gemeindebedürfniſſe decken 
und 2. daß die Umlagen pro 1877 mit Hinzurechnung der Anton Rechen 
Forderung auf 66 pCt. ſteigen würden, während im Präliminare 
30 PCt., hievon 20 pCt. für Gemeindehaushalt, 10 pCt. für Schul⸗ 
hausbau und zwar nur zur Hälfte beſtimmt ſind, zur Deckung der Poſt 
„Schulhausbau“ die Gemeinde auch noch andere Mittel ergreifen kann, 
1. die Ausfolgung der Umlagen pro 1876 nicht durchführbar, 2. die 
Ausfolgung der Umlage pro 1877 nur zu 30 PCt. durchführbar er⸗ 
kannt, und nach eingetretener Rechtskraft dem Hauptſteueramte die 
Löſchung der gerichtlichen Executionsbewilligung pro 1876, pro 1877 
aber den Vollzug im obigen Ausmaße aufgetragen. 


Hievon wurde auch das Kreisgericht zur Verſtändigung des Exe⸗ 
cutionsführers in Kenntniß geſetzt und dieſem, ſowie der Gemeinde E. 
der Recurs offen gelaſſen. Dieſe Entſcheidung erfolgte in analoger An⸗ 
wendung der Miniſterialverordnung vom 9. Mai 1860, R. G. B. 
Nr. 125, 8 4. 


Dagegen recurrirte nicht der Executionsführer, ſondern die Ge⸗ 
meinde E. 

Ueber dieſe Berufung der genannten Gemeinde hat das k. k. Mi⸗ 
niſterium des Innern ddo. 19. October 1877, 3 14.440 erkannt: 

„Die Entſcheidung der Statthalterei vom 19. Mai 1877 wird 
nach gepflogenem Einvernehmen mit dem k. k. Juſtizminiſterium auf⸗ 
gehoben, weil dieſe Entſcheidung der Durchführung rechtskräftiger gericht⸗ 
licher Executionsbeſcheide Hinderniſſe bereitet, welche im Geſetze nicht 
begründet ſind. 

Denn die Miniſterialverordnung vom 9. Mai 1860 (R. G. B. 
Nr. 125 betreffend das Verſahren bei Executionsführungen auf Privat⸗ 
forderungen gegen das Aerar oder einen unter öffentlicher Verwaltung 
ſtehenden Fond), auf welche die gedachte Statthaltereientſcheidung ſich 
ſtützt, findet hier keine Anwendung, nachdem die Gemeindeumlagen als 
ein Einkommen der Gemeinde zu dem Gemeindevermögen gehören, das 
Gemeindevermögen aber bei dem Umſtande, wo die freie Verwaltung 
desſelben innerhalb der für die Gebahrung mit dem Gemeindevermögen 
und Gemeindegute beftehenden Normen der Gemeinde geſetzlich gefichert 
iſt, — nicht zu den unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden Fonden 
im Sinne der obigen Miniſterialverordnung gezählt werden kann.“ 

M. 


Zur Auslegung des Ausdruckes „in verbreiteten Schmähſchriften“ 
im $ 491 St. G. B. Die Ueberreichung eines Schriftſtückes bei 
einer Behörde iſt als ein Act der „Verbreitung“ desfelben anzuſehen. 


Gegen einen Beſcheid der k. k. Finanzbezirksdirection in Ge⸗ 
bührenſachen überreichte Leopold R. einen Recurs an die k. k. Finanz⸗ 
landesdirection in Innsbruck. Am Schluſſe des Recurſes brachte der 
Recurrent eine Berechnung und einen Eſelskopf an mit der Unterſchrift 
„da wächſt ja doch ein ganzer Eſel heraus.“ Er wurde deßhalb vom 
k. k. Bezirksgerichte im Sinne der 88 491, 492 St. G. nach Maß⸗ 
gabe des 8 493 zu 14 Tagen Arreſt verurtheilt, „weil er durch die 
erwähnte Zeichnung und Bemerkung die Finanzbezirksdirection mit Be⸗ 
ziehung auf ihre ämtliche Wirkſamkeit dem öffentlichen Spotte aus⸗ 
geſetzt habe.“ Auf ſeine Berufung hat das k. k. Kreisgericht in Bozen als 
Berufungsinſtanz mit Entſcheidung vom 24. März v. J., Z. 1042 
das Urtheil des Bezirksgerichtes als nichtig aufgehoben (88 468 Z. 3 
und 281, 3. 10 St. P. O.) und den Verurtheilten nach 8 259, 
8.3 St. P. O. von der Anklage freigeſprochen. In den Entſcheidungs⸗ 
gründen wurde von dem Kreisgerichte anerkannt, daß die fragliche 
Zeichnung und Bemerkung auf dem Recurſe eine Beſchimpfung der 


un Sinne der 88 33 und 292 St. P. O. dem k. k. Caſſations hofe 
vorlegte. 

Die Verhandlung fand bei dem k. k. Cafſationsh ofe unter dem 
Vorſitze des Präſidenten Ritter v. Schmerling am 21. November 
v. J. ſtatt. Der Generalprocurator Dr. v. Liszt entwickelt den An⸗ 
trag der Generalprocuratur in folgender Weiſe: „Wenn die General⸗ 
procuratur das freiſprechende Erkenntniß des Kreisgerichtes Bozen als 
Berufungsinſtanz vom 24. März v. J., Z. 1042 zum Gegenſtande 
einer Nichtigkeitsbeſchwerde gemacht hat und ſich hierüber den Ausſpruch 
des h. Caſſationshofes erbittet, ſo waren hiefür zwei Erwägungen von 
entſcheidendem Gewichte. Bei dem nicht ſeltenen Vorkommen von Fällen, 
in welchen Private und Behörden in Eingaben an Gerichte oder an 
öffentliche Aemter beſchimpft werden, iſt die genaue Feſtſtellung ob und 
welchen Schutz das Strafgefe gegen ſolche Verletzungen an der Ehre 
gewährt, ſchon an und für ſich von weſentlichem Vortheile. Außerdem 
ſind aber auch die Grenzen des Begriffes „verbreitete Schriften“, auf 
welchen es im vorliegenden Falle hauptſächlich ankommt, noch nicht 
gegen jede Discuſſion endgiltig feſtgeſtellt; ſelbſt die kundgemachten 
Entſcheidungen des h. Caſſationshofes gewähren dafür keine unbeſtrittene 
Grundlage. — Die erſte und die zweite Inſtanz ſtimmen in Bezug 
auf das dem R. zur Laſt gelegte Delict darin überein, daß die auf 
dem Recurſe des Letzteren angebrachte Zeichnung und Bemerkung die 
ſtrafbare Schmähung einer öffentlichen Behörde mit Beziehung auf ihre 
ämtliche Wirkſamkeit begründe; beide verkennen auch nicht, daß die 
Abſicht zu ſchmähen auf Seite des Recurrenten vorhanden war. Die 
zweite Inſtanz trennte ſich jedoch von der Auffaſſung der erſten in dem 
Punkte, daß fie das im 8 491 St. G. enthaltene Delictsmerkmal „in 
verbreiteten Schmähſchriften“ nicht als gegeben erachtete, weil die bloße 
Ueberreichung einer Schrift bei einer Behörde nicht als ein Act der 
Verbreitung angeſehen werden könne. Es handelt fich daher um die 
reine Rechtsfrage, ob die Einreichung eines Recurſes bei der Finanz⸗ 
landesdirection unter die Verbreitungsarten einer Schrift zu rechnen ſei. 
Der Ausdruck „Verbreitung von Schriften“, kommt im allgemeinen 
Strafgeſetze in mehreren Paragraphen vor, fo in den 88 59 c, 63, 
65, 80, 122 a, 300, 303, 305, 489 und 491. Hye (öfterr. Strafg. 
1855) erläutert dieſen Ausdruck zuerſt bei $ 63, wo er in folgender 
Verbindung erſcheint: „Wer die Ehrfurcht gegen den Kaiſer verletzt, es 
geſchehe dies ... . durch Druckwerke, Mittheilung oder Verbreitung 
von Schriften ...“ Nach Hye's Anſicht hat das Wort „oder“ in 
dieſem Satze eine erklärende explicative Bedeutung und drückt dasſelbe 
aus, wie etwa „das heißt.“ Er gelangt daher zu dem Reſultate, daß 
die erwähnte Stelle im § 63 zu leſen ſei: „durch Druckwerke, Mit⸗ 
theilung, das heißt: Verbreitung von Schriften.“ Daraus ergebe ſich, 
daß im Sinne des Strafgeſetzes die Mittheilung der Schrift an eine 
einzige Perſon ſchon als „Verbreitung“ betrachtet werden müſſe Die 
gleiche Auslegung ſei dem Ausdrucke „verbreitete Schriften“ in jedem Pa⸗ 
ragraphe des Strafgeſetzes zu geben, in welchem derſelbe gebraucht wird, 
weil der Geſetzgeber ſelbſt im § 63, in welchem jener Ausdruck zum erſten 
Male vorkommt, den Umfang desſelben klar geſtellt habe. — Auch im 
Preßgeſetze vom Jahre 1862 findet ſich eine Erläuterung des Aus⸗ 
druckes „Verbreitung“. Wie jedoch der Inhalt des § 6 anzeigt, iſt die 
dortige Begriffsbeſtimmung nur für das Preßgeſetz anwendbar. Es 
dürfte auch mit Rückſicht auf den Zweck und die Verhältniſſe, welche 
die Preßgeſetzgebung vor Augen hatte, nicht wohl angehen, den im 
Preßgeſetze aufgeſtellten Begriff der „Verbreitung“ ohne weiters auf 
die Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes zu übertragen, da die 
Natur der Druckſchriften, mit denen ſich das Preßgeſetz beſchäftigt, in 
mancher Hinſicht von jener der Schriften, mit denen das Strafgeſetz zu 
thun hat, abweicht. Die Auslegung, welche Hye dem Ausdrucke „Ver⸗ 
breitung“ vindicirt, hat zwar den Vorzug für ſich, daß ſie dem Straf⸗ 
geſetze ſelbſt entnommen iſt; gleichwohl bleibt es immer bedenklich, das 
Wort „oder“ im erklärenden Sinne zu gebrauchen, und die erwähnte 
Stelle im 8 63 als gleichbedeutend mit den correſpondirenden Stellen 
der übrigen Paragraphe des Strafgeſetzes anzuſehen, obwohl man in 
den letzteren nirgends mehr der gleichen Wortfügung „durch Mittheilung 
oder Verbreitung von Schriften“ begegnet. — Wenn man erwägt, daß 


die Worte des allgemeinen Strafgeſetzes, welches ja allen Kreiſen der 
Bevölkerung verſtändlich ſein will, im gewöhnlichen Sinne zu nehmen 
ſind, und daß jede nach dem allgemeinen Strafgeſetze zu ahndende Be⸗ 
ſchimpfung den Charakter einer gewiſſen Oeffentlichkeit an ſich tragen 
muß: ſo dürfte unter dem Ausdrucke „verbreitete Schrift“ im 8 491 
St. G. eine ſolche Schriſt verſtanden werden, welche „der Kenntniß⸗ 
nahme Anderer zugänglich gemacht worden iſt.“ Es iſt für den Begriff 
der Verbreitung nicht nothwendig, daß wirklich eine Mehrheit von 
Menſchen die Schrift zur Kenntniß genommen hat, es genügt vielmehr 
jede Handlung, welche die Möglichkeit der Kenntnißnahme von Seite 
Anderer zur unmittelbaren Folge hat. Ein Pasquill, welches an einem 
öffentlichen Orte angeſchlagen oder auf dem Tiſche eines Kaffeehauſes 
aufgelegt iſt, wird als verbreitet anzuſehen fein, wenn auch kein Nach⸗ 
weis vorliegt, daß mehrere Perſonen von dem Inhalte desſelben Kennt⸗ 
niß genommen haben. Eben ſo wenig iſt es für den Begriff der Ver⸗ 
breitung nothwendig, daß mehrere Exemplare der Schrift unter die Leute 
kommen. Der Thatbeſtand der Verbreitung kann auch durch ein ein⸗ 
ziges Exemplar hergeſtellt werden, welches an einem Orte, wo es der 
Kenntnißnahme Anderer zugänglich iſt, angeſchlagen oder aufgelegt wird. 
Das früher erwähnte Pasquill wird nach der Anſchlagung an dem 
öffentlichen Orte oder nach dem Auflegen im Kaffeehauſe als verbreitet 
anzuſehen ſein, wenn auch nur ein einziges Exemplar davon vorhanden 
iſt. — Wendet man das Geſagte auf den vorliegenden Fall an, fo 
muß der von R. bei der Finanz⸗Landesdirection eingereichte Recurs als 
eine verbreitete Schrift betrachtet werden, denn nach dem Geſchäfts⸗ 
gange der Finanz⸗Landesdirection war der Recurs nach ſeiner Ein⸗ 
reichung der Kenntnißnahme des Einreichungsprotokolliſten, Expeditors, 
Vorſtandes, Referenten und etwaiger Votanten und anderer Perſonen 
zugänglich gemacht; ja mehrere dieſer Perſonen hatten ſogar in Folge 
ihrer Amtspflicht von dem Recurſe nothwendig Kenntniß zu nehmen. 
Der Thatbeſtand der Verbreitung war daher mit dem Acte der Ein⸗ 
reichung gegeben. 


Das gewichtigſte Argument gegen die von der Generalprocuratur 
vertretene Anſicht ſcheint aus einer Entſcheidung dieſes h. Caſſationshofes 
hergeholt werden zu können, welche einen ähnlichen Fall im entgegengeſetzten | 
Sinne erledigt hat, und auf welche ſich auch das Kreisgericht Bozen 
in ſeinen Gründen ausdrücklich beruft: es iſt dies die Entſcheidung vom 
16. Auguſt 1854, 8. 8906 (Nr. 563 der Glaſer'ſchen Sammlung). 
In dieſen Falle hat der h. Caſſationshof ausgeſprochen, daß ein bei 
einem Collegialgerichtshofe eingereichter Recurs nicht „als verbreitet“ 
im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſei, und daß die darin enthaltene 
Beſchimpfung eines Gerichtsadjuncten nicht als Ehrenbeleidigung nach 
$ 496 St. G. aufgefaßt werden könne. Allein einerſeits darſ wohl 
bemerkt werden, daß der h. Eafjationshof bei dieſer Entſcheidung zunächſt 
den 8 496, nicht aber den 8 491 St. G. vor Augen hatte, daß es ſich 
weniger um die Feſtſtellung des Begriffes der „Verbreitung einer Schrift“ 
als vielmehr um das geſetzliche Delictsmerkmal der „Oeffentlichkeit“ 
gehandelt hat. Andererſeits wird wohl auch in die Wagſchale fallen, daß 
mehrere andere Entſcheidungen des h. Caſſationshofes das Merkmal 
der „Verbreitung einer Schrift“ doch in der Zugänglichmachung der 
Schrift für mehrere Perſonen erblickt haben. So wurde mit Entſcheidung 
vom 22. Auguſt 1865, vom 10. October 1867, vom 7. April 1869, 
vom 25. Juli 1871 (Nr. 1108, 1196, 1276, 1384 der Glaſer'ſchen 
Sammlung) die in einem Briefe niedergelegte Beſchimpfung bloß aus 
dem Grunde als eine nicht nach $ 491 St. G. qualificirte Ehrenbeleidigung 
anerkannt, weil der betreffende Brief bloß dem Adreſſanten zugeſendet 
worden war. Endlich hat der h. Caſſationshof in einer erſt in dieſem 
Decennium erfloſſenen Entſcheidung v. 28. Juni 1871 (Nr. 1378 der 
Glaſer'ſchen Sammlung) auch direct die Richtigkeit des von der 
Generalprocuratur erfochtenen Principes zum Ausdrucke gebracht. Von dem 
k. k. Oberlandesgerichte in Wien war nämlich A., welcher in ſeiner 
Civilklage den B. einen „Abſenger“, „Anſtauber“ genannt hatte, der 
Uebertretung des 8 496 St. G. ſchuldig erklärt worden, „weil die 
Klage des A. bei einer öffentlichen Behörde überreicht worden iſt, und 
pflichtgemäß von mehreren Perſonen auf dem Wege vom Einreichungs⸗ 
protokoll bis zur Regiſtratur geleſen, in einem Senate vorgetragen 
worden und die offenen Säle der Gerichtsbehörden durchlaufen muß, 
mithin in dem Thatbeſtande Schimpſworte, Oeffentlichkeit und Mehrzahl 


der Kenntnißnehmer, alſo alle Merkmale des 8 496 St. G. B. voll⸗ 
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ſtändig vorhanden ſind.“ Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das ober⸗ 
gerichtliche Urtheil unter Hinweifung auf deſſen Gründe. — Die General⸗ 
procuratur ſtellt daher den Antrag: „der h. Caſſationshof wolle erkennen, 
es ſei durch das ſreiſprechende Urtheil des k. k. Kreisgerichtes Bozen 
als Berufungsinſtanz vom 24. März d. J., Z. 1042 das Geſetz ver⸗ 
letzt worden. Eine weitere Folge iſt mit dieſem Ausſpruche des h. 
Caſſationshofes nicht verbunden, weil ein ſolcher Ausſpruch nach 8 292 
St. P. O. dem Angeklagten niemals zum Nachtheile gereichen ſoll.“ 


Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 21. Novem⸗ 
ber 1877, 8. 8831 erkannt: Durch das Urtheil des k. k. Kreisge⸗ 
richtes Bozen als Berufungsinſtanz vom 24. März l. J., 8 1042 
iſt das Geſetz unrichtig angewendet worden. — Gründe: 


„Die Aufhebung des erſtrichterlichen Urtheiles und Freiſprechung 
des Leopold Ka durch das den Gegenſtand der zur Wahrung des Geſetzes 
ergriffenen Nichtigkeitsbeſchwerde bildende Urtheil der Berufungsinſtanz 
erfolgte lediglich aus dem Grunde, weil die Ueberreichung eines Schrift⸗ 
ſtückes bei einer Behörde kein Aet der Verbreitung des Schriftſtückes 
ſei. Die k. k. Generalprocuratur hat aber mit Recht geltend gemacht, 
daß dieſer Anfchauung des Kreisgerichtes eine unrichtige Auslegung des 
§ 491 St. G. zu Grunde liege. Denn der Begriff und die Abſicht 
der Verbreitung einer Schmähſchrift kann nicht ausgeſchloſſen werden, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, die Schmähung in einer bei einer 
öffentlichen Behörde überreichten Eingabe, alſo wie hier in einem bei 
der k. k. Finanzlandesdirection in Innsbruck eingebrachten Recurſe ent⸗ 
halten iſt, weil es dem Ueberreicher einer ſolchen Eingabe nicht unbe⸗ 
kannt ſein kann, daß nach dem bei öffentlichen Behörden nach ihrer 
geſetzlich geregelten Einrichtung einzuhaltenden Geſchäftsgange eine ſolche 
Schrift zur Kenntnißnahme mehrerer Perſonen gelangen mußte, und 
es daher auf der Hand liegt, daß der Zweck der Schmähung nicht etwa 
die beſſere Begründung des Recurſes, ſondern jener geweſen ſei, die 
untere Inſtanz dem Spotte jener vielen Perſonen auszuſetzen, welchen 
die Eingabe geſchäftsordnungsmäßig zur Kenntniß gelangen mußte, 
wodurch der animus injurandi auch ſichergeſtellt erſcheint. Es mußte 
daher nach Vorſchrift des § 292 der St. P. O. der Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde ſtattgegeben werden, ohne daß jedoch dieſer Ausſpruch auf 
den Angeklagten eine Wirkung auszuüben hat.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Ackerbauminiſterium 
Anton Ritter v. Rinal dini den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Joſef Rupnik 
zum Bezirkshauptmanne in Steiermark ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Martin Hofer zum 
Statthaltereiſecretär in Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat in Vertretung des Miniſters des Innern den 
Miniſterial⸗Concipiſten Oscar Freih. Laſſer v. Zollheim zum Statthalterei⸗ 
ſecretär in Steiermark ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Bergverwalter Anton Strzelbieki zum 
Finanzſecretär bei der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzconcipiſten bei der Wiener Finanz⸗ 
Bezirksdirection Karl Pelikan v. Plauenwald und den Concipienten der 
niederöſterreichiſchen Finanzprocurakur Dr. Theodor Träger zu Miniſterial⸗ 
concipiſten im Finanzminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Steueramtsadjunctenſtelle bei der Finanzdirection in Oberöſterreich in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende Februar (Amtsbl. Nr. 19). 

Zollmagazins⸗Verwaltersſtelle beim Linzer Hauptzollamte in der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell Zolloberamts⸗Officialsſtelle in der neunten Rangsclaſſe gegen 
Caution, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 20.). 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden im Herzogthume 
Salzburg, eventuell eine Regierungsconcipiſtenſtelle, bis 5. Februar. (Amts⸗ 
blatt Nr. 22.). 


Dieſer Nummer liegt der Titel, das Inhalts- 
Verzeichniß und das alphabetiſche Sachregiſter zum 
zehnten Jahrgange (1877) dieſer Zeitſchrift bei. 


Für den Druck verantwortlich E. Gruß. 


